Ist die FDP wirklich nur eine Partei der Steuersenkungen?

Grundsätzlich gilt : Man muss erst einmal das Geld verdienen, dass man hinterher wieder ( auch für Soziales ) ausgeben will.

Wer Freibier für alle ruft, muss erst mal Bier brauen. Wer sagt, dass RLP die Heimat der sozialen Sicherung sei, soll auch zugeben, dass wir von den Brosamen der anderen leben! Die betragsfreien Kindergartenplätze z. Bsp. zahlen die Anderen über den Länderfinanzausgleich.

Aber: wir sind eine soziale Partei, das zweitgrößte Kapitel hinter der Wirtschaft in unserem Wahlkampfprogramm heißt: Sozial- und Gesellschaftspolitik. 20 Seiten lang, 6400 Worte.  

Beginnen wir mit dem Wichtigsten- der Familie.

Das Bild der Familie hat sich gewandelt: von der Großfamilie zur “modernen Kleinfamilie bis hin zu  gleichgeschlechtlichen Patchworkfamilien. Grundsätzlich gilt, es darf keine Benachteiligung geben. Steuerliche Entlastung für alle Gemeinschaften sind wichtig. Menschen haben Verantwortung übernommen, und Kinder wollen in der Regel stabile Verhältnisse. Sie wollen sich nicht als Einschränkung der persönlichen Emanzipation sehen, auch nicht als finanzielle Last.

Kinder in schwierigen sozialen und familiären Verhältnissen gehören zu den schwächsten Glieder unserer Gesellschaft, sie sollen alle erdenkliche Hilfe erhalten auch durch Stärkung der elterlichen Entscheidungskompetenz

Für uns ist wichtig: Ambulante Maßnahmen und Familienhilfen sind kostengünstiger und effektiver als staatliche Einrichtungen

Aber, bei drohender Verwahrlosung gilt:  Wechsel von direkten Geldtransfers zu Sachleistungen. Kinder darf man nicht einfach mit der Chipstüte vor den Fernseher setzen.

Monatelang eines der Hauptthemen in Deutschland: Integrationspolitik

Wir erlebten Wechselbad zwischen unkritischem Multikulti und fremdenfeindlicher Leitkulturdebatte.

Wir wollen Fehlentwicklungen genau und ohne Tabus analysieren, es darf keine politisch manipulierten Statistiken mehr geben. Unabdingbare Voraussetzungen für eine erfolgreiche Politik ist eine Integrationsbereitschaft von beiden Seiten ( Assimilation wird nicht verlangt ), die Akzeptanz unserer Rechts- und Gesellschaftsordnung, die Beherrschung der deutschen Sprache. Zwangsheiraten, Diskriminierung von Frauen nicht hinnehmbar-- gerade über das Bild und die Stellung der Frauen in verschiedenen Religionen sollten sich die bekannten Gutmenschen mal Gedanken machen! Wo ist der laute Aufschrei von Alice Schwartzer, die ja sonst hinter jedem Mann einen potentiellen Vergewaltiger sieht??

Deshalb fordert die FDP: verpflichtende Sprachstandsmessung aller Kinder im 4. Lebensjahr, ggf. sofortige eine Unterstützung und Förderung. 

Wichtig ist aber auch eine schnelle Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen. Qualifizierte Kräfte dürfen nicht weiter auf den Niedriglohnsektor verwiesen werden.

Arbeitsmarktpolitik: 

Es gilt nach wie vor der Grundsatz-- wer arbeitet, muss mehr verdienen, als jemand, der von Transfers lebt. Aufgrund der permanenten Überschuldung der öffentlichen Hand, einer überregulierten Bürokratie und rückläufiger Bevölkerungszahlen sind wirkliche Reformen erforderlich. Die FDP fordert seit Jahren: Bürgergeld! Somit können ALG II, Wohnungsgeld, Heizung, Sozialgeld, Grundsicherung, Sozialhilfe, Kindergeld zusammen gefasst werden. Dabei soll grundsätzlich eine Pauschalierung angestrebt werden, verwaltet von einer Behörde- dem Finanzamt.

Für langzeitarbeitslose junge Menschen muss gelten, dass Transferleistungen grundsätzlich gebunden an aktive Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme. Immer aber unter der Voraussetzung: Weiterbildungsangebote bzw. Arbeitsplätze müssen in ausreichender Menge vorhanden sein.

Bedenklich macht: Die Geldmenge der Transferleistungen nimmt permanent zu- die, denen eigentlich geholfen werden soll, sind aber immer unzufriedener. Dabei ist Deutschland ein Land mit einzigartiger sozialer Absicherung.

ABER: effektive Kontrollen sind erforderlich, keine Leistung ohne grundsätzliche Bereitschaft zur Gegenleistung, wir wollen klare und spürbare Sanktionen. Im Gegenzug gilt: Erhöhung des Schonvermögens im Hartz IV-Bezug. Der Staat ist kein Vollkaskogewährsträger. Hartz IV soll nur vor den größten Risiken schützen: Hunger, Durst, Kälte, Verwahrlosung. 

Es läuft etwas schief im Staate Deutschland, wenn generationsübergreifend der Onkel Hartz das Geld unter die Kaffeetasse legt.

Frauen:

Frauen sind durch Beruf und Familie in der Regel stärker belastet. Sie sind seltener in Führungspositionen. Aktuell läuft eine merkwürdige Diskussion über die Quote-- führt das zu Grundsatzdiskussionen, also auch zu einer Quote für heterosexuelle Rechtshänder? Wird man dann, muss man klagen- existieren in Deutschland immer nur Gerechtigkeitslücken!!

Für uns gilt: Gleiches Geld für gleiche Leistung- ohne Ausnahme. Frauen brauchen aber Wahlfreiheit für das Modell Beruf und Familie oder Beruf oder Familie. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist die Flexibilität der Betreuungsangebote.

Menschen mit Handicap-- Wir fordern den Ausbau des in RLP ( durch FDP) eingeführten persönlichen Budgets. Statt Sachleistung können die Betroffenen auch Geldleistung in Anspruch nehmen  ( Z. Bsp. Geld für eine Fahrerlaubnis bei alleinstehender Frauen mit Kind, in bestimmten Gegenden können sie nur so zum Kinderarzt gelangen). Das bedeutet ein höchstmögliches Maß an Eigenverantwortung und Selbständigkeit-- freigemeinnützige und privatwirtschaftliche  Lösungen haben Vorrang. Barrierefreiheit in allen Belangen ist Grundvoraussetzung für eine tatsächliche Teilhabe.

Wir haben jetzt gesprochen über die Kindheit, die Phase der Erwachsenen, daran schließt sich  der dritte Lebensabschnitt – man zählt zu den Senioren. Es ist ein Abschnitt voller neuer Möglichkeiten. Seniorenpolitik besteht nicht nur in Versorgung alter kranker gebrechlicher pflegebedürftiger Menschen mit und ohne Rollator. Zu Recht erwarten diese Menschen eine Anerkennung ihrer in der  Vergangenheit erbrachten Leistungen. Alle Regelungen, Vorschriften und Gesetze abschaffen, die ältere Menschen diskriminieren. Kindergärten UND Altenwohnheim müssen in die urbane Wohnbebauung integriert werden.

Großes Problem: Zukunft der sozialen Sicherungssysteme!

Bislangläuft es so: Rechte Tasche,linke Tasche, es werden keine Rücklagen gebildet. Die nachfolgenden Generation können aber aufgrund der demographischen Entwicklung nicht mehr ausreichend Sozialbeiträge zahlen. Die Folge ist: Der Generationenvertrag platzt. Jetzt, im Moment! Schulen schließen bereits—weniger Kinder müssen mehr Senioren versorgen.

Das verlangt nach einer intelligenten Neugestaltung, denn jeder hat ein Recht auf menschenwürdiges Leben im Alter.

Deshalb fordern wir einen flexiblen Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand.

Unser Vorschlag: Reduktion der Arbeitszeit bei Bedarf ab dem 60. Lebensjahr. Abschaffung aller Zuverdienstgrenzen neben dem Rentenbezug. Kein Beitrag zur Arbeitslosenversicherung. Freiwillige Altersvorsorge muss umfassender und unbürokratischer gestaltet werden.

Sowohl Junge als auch Alte werden krank- sie kommen in Kontakt mit der Medizin.

Das deutsche Gesundheitswesen verliert durch den demographischen Wandel und eine bürokratische Überregulierung seine Leistungsfähigkeit. Höhere Lebenserwartung führt zur vermehrten Inanspruchnahme medizinischer Leistungen-das ist ein Fakt!

Deshalb wollen wir die Abschaffung des wettbewerbsfeindlichen Gesundheitsfonds durch eine solidarische Gesundheitsprämie—das beendet eine Zwei-Klassen-Medizin. Es funktioniert aber nur, wenn ein Leistungskatalog erstellt wird. Nicht jeder kann bei einer Verstauchung des Kniegelenkes eine Kernspintomographie erhalten.

Wir wollen eine individuelle Versicherungspflicht jedes Bürgers mit sozialer Absicherung der Schwachen. Weiterhin die Abschaffung der gesetzlichen Krankenversicherung. Milliarden Euro werden zwischen hunderten, potentiell nicht lebensfähigen Krankenkassen mit Verwaltungswasserköpfen hin und her geschoben. Wir wollen die Kostenerstattung statt des Sachleistungsprinzips. Der Versicherte soll wissen, was für Kosten er verursacht und was sein Arzt für seine Hilfe erhält.

Krankenkassen und Hersteller handeln die Medikamentenpreise aus, als ultima ratio greifen staatliche Preisfestsetzungen. 

Man kann erkenenn- wir als FDP haben Ideen und m. E. auch gute Lösungen anzubieten. 

Wer etwas ändern will, braucht politische Macht. 

Wer sich Sorgen darüber macht, dass Caritas und Diakonie die größten Arbeitgeber in Deutschland geworden sind, wen es stört, dass arbeitsfähige Menschen  in Projekten Legosteine einsammeln und Puzzlespiele auf ihre Vollständigkeit überprüfen sollen, braucht einen langen Atem.

Wer zementierte Situationen aufbrechen will ( beispielhaft die sog. Hilfeindustrie ) braucht Geduld.

Wer nicht hinnehmen will, dass Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen alles bewirken, nur kaum Menschen in Lohn und Brot bringen, kann schier verzweifeln. 

Unsere bundesdeutsche Demokratie hat sich zu einer Konsensgesellschaft auf kleinstem Nenner verändert, aber eine Diktatur ist auch keine Lösung!

Wenn Sie etwas ändern wollen, dann wählen Sie die FDP. RLP ging es immer gut, wenn FDP-Leute aktiv die Politik mitbestimmt haben, dass muss wieder so werden!
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